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Der König packt die Koffer –  
Wohin steuert Nepal?
Bianca Stachoske

Am 28. Mai erklärte das neu gewählte Parlament Nepal zur Föderalen Demokratischen 
Republik und beendete die 240 Jahre alte Monarchie. Das Parlament fungiert gleichzei-
tig als Verfassungskonvent; für die Ausarbeitung der neuen Konstitution werden zwei 
Jahre veranschlagt.

Analyse:

Mit der Durchführung der Wahlen im April 2008, bei denen die Communist Party of 
Nepal (Maoist) (CPN-M) die Mehrheit der Mandate errang, gewinnt Nepal nun eine 
zweite Chance, um seine politische Ordnung langfristig zu stabilisieren.

Eckpfeiler des Erfolgs ist die landesweite Organisationsstruktur der CPN-M. Im 
Rahmen einer professionell organisierten Wahlkampagne wurden ehemalige Re-
bellen als Protagonisten des demokratischen Wandels präsentiert. Unterstützung 
findet die CPN-M besonders bei den jungen Nepalesen. Sozial benachteiligte Grup-
pen, vor allem die Frauen, sicherten ihr den Sieg. Der Erfolg wurzelt aber auch im 
Versagen des alten Systems und seiner Vertreter.

Im an Indien grenzenden Flachland des Terai, in dem etwa die Hälfte der nepale-
sischen Bevölkerung lebt, siegten Parteien, die partikulare Interessen der indisch-
stämmigen madhesi vertreten. Die ungelösten sozialen Konflikte und zu erwarten-
de Machtkämpfe mit den anderen Parteien, allen voran mit der CPN-M, stellen eine 
ernstzunehmende Bedrohung des Friedens dar.

Zu den dringendsten Aufgaben der zukünftigen Regierung gehören friedensschaf-
fende und -erhaltende Maßnahmen. Nur wenn es Nepals Regierung gelingt, die 
Fehler der Vergangenheit nicht zu wiederholen und die Entwicklung der benach-
teiligten Regionen und ihrer Bevölkerung voranzutreiben, ist dauerhafter Frieden 
möglich.
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1.	 Einleitung

Der 28. Mai 2008 wird in die Geschichte Nepals ein-
gehen. Als an diesem Tag das am 10. April diesen 
Jahres neu gewählte Parlament, das gleichzeitig 
als Verfassungskonvent fungiert, zum ersten Mal 
zusammentrat, endete die 1990 eingeführte par-
lamentarische Monarchie. Nach 240 Jahren steht 
erstmals nicht mehr ein König der Shah-Dynastie 
an der Spitze des Staates. Das Parlament erklärte 
Nepal bei seinem ersten Zusammentreten zur Fö-
deralen Demokratischen Republik. 560 von 564 
gewählten Parlamentariern sprachen sich für eine 
föderale Republik aus, nur die vier Repräsentanten 
der königstreuen Rāshtriya Prājatantra Party (RPP) 
stimmten dagegen. Am Tag darauf wurde die kö-
nigliche Flagge über dem Palast eingeholt. Der Ab-
schied von der Monarchie in Nepal war mit dem 
Wahlsieg der ehemaligen Rebellen der Communist 
Party of Nepal (Maoist) (CPN-M) besiegelt worden.

2.	 Analyse	der	Wahlen	und	des	Wahlergebnisses

Insgesamt waren zu den ersten freien Wahlen seit 
neun Jahren 54 Parteien angetreten, zehn von ih-
nen schafften den Einzug ins Parlament. Die Wahl-
beteiligung lag im Schnitt bei etwa 60 Prozent. In 
239 Wahlbezirken wurde nach einem Mischwahl-
system abgestimmt, bei dem 240 der 601 Sitze 
durch Direktmandate und 335 Mandate nach dem 
Verhältniswahlrecht vergeben wurden. 26 Abge-
ordnete wurden durch das Übergangsparlament 
bestimmt. Die Wahlen waren bereits zweimal ver-
schoben worden, weil sich drei große Parteien, 
Nepali Congress (NC), Communist Party of Nepal 
(United Marxist-Leninist) (CPN-UML) und CPN-M  
nicht auf ein Wahlverfahren einigen konnten. Im 
Vorfeld der Wahlen bestanden die Maoisten auf 
einem rein proportionalen Wahlrecht, durch das 
sie hofften, mit den bürgerlichen Parteien in deren 
angestammten Wahlkreisen erfolgreich zu konkur-
rieren. Überraschenderweise waren es nach Aus-
zählung der Wahlergebnisse gerade die nach dem 
Verhältniswahlrecht vergebenen Mandate, die eine 
absolute Mehrheit für die CPN-M verhindert ha-
ben. In 39 im Terai gelegenen Wahlbezirken waren 
zwei Parteien erfolgreich, die partikulare Interes-
sen der indischstämmigen madhesi vertreten. Das 
Madhesi People’s Rights Forum stellt zwei Abgeord-
nete, die Terai Madhesi Democratic Party entsendet 
einen Vertreter.

Vor und während der Wahlen kam es vielerorts 
zu Gewalt. Die meisten Verstöße gegen die von der 
Wahlkommission festgelegten Verhaltensrichtlinien 
gingen dabei auf das Konto der CPN-M und ihrer 
Nachwuchsorganisation, der etwa 300.000 Mann 
starken Young Communist League. Sie waren für An-
griffe auf Kader, Kandidaten und Anhänger des NC 
und der CPN-UML im direkten Umfeld der Wah-
len verantwortlich. Zwischen November 2006 und 
April 2008 dokumentierte die unabhängige Wahl-
beobachtungsorganisation Democracy and Election 
Alliance Nepal (DEAN) 241 politisch motivierte Ge-
walttaten, bei denen 33 Personen getötet wurden.

2.1. Überraschender Sieg der CPN-M?

Der Wahlsieg der Maoisten am 10. April war von 
den meisten Analysten nicht vorhergesehen wor-
den. Dev Raj Dahal, Leiter des Nepalbüros der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, hatte den Stimmenanteil 
der drei großen Parteien auf je zwanzig Prozent 
geschätzt. Auch die indische Regierung, deren 
größte diplomatische Vertretung die Botschaft in 
Katmandu ist, hatte nicht mit dem Wahlsieg der 
CPN-M gerechnet. Doch der Erfolg der ehemaligen 
Rebellen kommt keineswegs völlig unerwartet. Bei 
näherer Betrachtung erschließt sich eine Reihe von 
Gründen, die ihr gutes Abschneiden erklären.

Eckpfeiler des Erfolgs ist die landesweite Orga-
nisationsstruktur der CPN-M. Besonders ihre jun-
gen Kader engagierten sich im Wahlkampf. In der 
professionell organisierten Wahlkampagne wurden 
ehemalige Rebellen offenbar erfolgreich als Protago-
nisten des demokratischen Wandels dargestellt. Die 
CPN-M pflegt engen Kontakt zur Bevölkerung, ehe-
malige Kämpfer der Volksbefreiungsarmee (People’s 
Liberation Army) warben nach dem Waffenstillstand 
2006 in den Dörfern um das Vertrauen der Bevölke-
rung. Unterstützt wird die CPN-M besonders von 
den jungen Nepalesen. Hauptsächlich die Stimmen 
der sozial benachteiligten Gruppen und der Frauen 
verhalfen der CPN-M zum Sieg.

Der Erfolg der Maoisten gründet im Versagen 
des alten Systems und seiner Vertreter. Mit dem 
demokratischen Aufbruch 1990 ging die Hoffnung 
auf ein gerechteres System einher, das sozioökono-
mische und politische Partizipationschancen aller 
Bevölkerungsteile ermöglicht. Diese Hoffnung er-
füllte sich nicht. Es kam zu einer fortschreitenden 
Erosion der staatlichen Institutionen, die mit der 
Machtübernahme Gyanendras 2005 den Tiefpunkt 
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erreichte. Der institutionelle Verfall in Verbindung 
mit dem Unvermögen der Parteien, sich aus ihren 
klientelistischen Verstrickungen zu befreien so-
wie notwendige soziale und politische Reformen 
durchzusetzen, führte zu einem großen Vertrau-
ensverlust gegenüber den traditionellen politischen 
Eliten. Das offenbaren die großen Stimmenverluste 
angestammter Parteien (NC, RPP) und die Wahl-
niederlage vieler etablierter Politiker. Unter den 
prominenten Verlierern waren der Präsident des 
NC, Sushil Koirala, die Tochter der Premierminis-
ters, Sujata Koirala, sowie der ehemalige Innenmi-
nister Krishna Prasad Situala. Es sieht so aus, als 
hätte der NC seine dynastische Stellung bis auf 
weiteres eingebüßt. Auch Madhav Kumar Nepal, 
Vorsitzender der CPN-UML, der sich im Vorfeld 
sehr optimistisch gezeigt hatte, musste eine Nie-
derlage hinnehmen.

Die starken Verluste der angestammten Parteien 
liegen zum Teil darin begründet, dass die Leistung 
ihrer Vertreter in der Interimsregierung die Wähler 
nicht überzeugen konnte. Hierzu trugen besonders 
die wiederholte Verschiebung des Wahltermins 
und die dadurch bedingte Verzögerung des Frie-
densprozesses bei. Die Ursache für das schwache 
Vertrauen der Nepalesen in diese Parteien reicht 
jedoch weiter zurück. Ein Großteil der in der Über-
gangsregierung vertretenen Politiker war bereits 
an zahlreichen der seit 1990 gescheiterten Regie-
rungen beteiligt und einige der politischen Karrie-
ren lassen sich bis in die Zeit des autokratischen 
paňchāyat-Regimes1 unter König Mahendra zurück-
verfolgen.

Die geringe Zustimmung zu den etablierten 
Politikern bei der Bevölkerung war die wichtigste 
Trumpfkarte der CPN-M. Doch die Partei überließ 
bei der Wahlvorbereitung nichts dem Zufall. In 
den meisten Gebirgsregionen, in denen die mao-
istischen Rebellen während des Antiregimekrieges 
parallele Regierungsstrukturen etabliert hatten, 

1 Das 1961 eingeführte paňchāyat-System setzte sich aus vier 
unterschiedlichen Ratsebenen zusammen und ist ein gemein-
sames Erbe Indiens und Nepals, das in alten hindupolitischen 
Traditionen wurzelt. Mit Ausnahme der Dorfversammlung 
wurden die Gremien indirekt gewählt, 20 Prozent der Mit-
glieder der Nationalversammlung wurden vom König be-
stimmt. Parallel entwickelten sich Organe zur Repräsentation 
und Interessenartikulation verschiedenster sozialer Klassen 
und Gruppen die jeweils drei Mitglieder des obersten rāstriya 
paňchāyat wählten. Die politische Beteiligung aller Bürger war 
jedoch rein formal. Beim paňchāyat handelt es sich um eine 
Fassadendemokratie unter autokratischer Herrschaft. Auf 
Grund seiner Organisationsstruktur und wegen des Verbotes 
politischer Parteien blieb die politische Partizipation einge-
schränkt und ineffektiv.

trugen ihre Kandidaten mehrheitlich den Sieg da-
von. Die wichtigste Machtressource der maoisti-
schen Partei ist die Hoffnung der benachteiligten 
Bevölkerungsschichten, dass die Maoisten ihnen 
soziale, politische und ökonomische Teilhabe er-
möglichen. Folgerichtig stimmten vor allem die 
ethnischen Minderheiten (janajāti), die Kastenlosen 
(auch als paria, dalit oder karmajan bezeichnet) und 
Frauen für die Maoisten.

Ein wenig überrascht das große Vertrauen, das 
die Wählerinnen der CPN-M entgegengebracht 
haben. Obwohl auch Frauen in der maoistischen 
Rebellenarmee gekämpft haben, finden sich kaum 
weibliche Kader in den wichtigen Führungs- und 
Entscheidungsgremien der Partei. Der Erfolg lässt 
sich allenfalls damit erklären, dass zumindest in 
der Rhetorik der Maoisten die Gleichstellung von 
Frauen propagiert wird, während die traditio-
nellen Parteien keine vergleichbare Agenda vorzu-
weisen haben. Ein weiterer wichtiger Garant des 
Wahlerfolgs der CPN-M waren Einschüchterungs-
kampagnen maoistischer Kader gegenüber der Be-
völkerung und Angriffe auf Gegenkandidaten in 
den ehemals von den Rebellen kontrollierten länd-
lichen Gebieten.

In den westlich gelegenen Hochgebirgsregio-
nen Rolpa, Rukum, Jajarkot und Gorkha sowie in 
der östlich gelegenen Region Sindhuli hatte der 
bewaffnete Kampf der CPN-M 1996 seinen Anfang 
genommen. Diese Regionen, in denen der Grad 
menschlicher Entwicklung deutlich niedriger als 
im übrigen Nepal liegt, bildeten die ursprüngliche 
Machtbasis der Maoisten. Die fehlende oder kaum 
vorhandene staatliche Fürsorge in den entlegenen 
Regionen eröffnete der maoistischen Partei weiten 
Handlungsspielraum. Sie trieb die Umorganisation 
kommunaler Strukturen voran, etablierte eine ei-
gene Gerichtsbarkeit und stellte die zu deren Auf-
rechterhaltung nötigen Sicherheitskräfte bereit. Die 
Landwirtschaft wurde kollektiviert und ein koope-
ratives Bankensystem mit preisgünstiger Kredit-
vergabe eingeführt. Gleichzeitig setzte die CPN-M 
ihren Machtanspruch gegenüber der Bevölkerung 
auch mit Waffengewalt und Menschenrechtsver-
letzungen durch und finanzierte ihren Kampf mit 
Banküberfällen, der Erpressung von Großgrundbe-
sitzern und der Erhebung so genannter „Revoluti-
onssteuern“. Eine Bewertung des Wahlerfolgs der 
CPN-M muss diesen problematischen Hintergrund 
mit einbeziehen.
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2.2. Wahlergebnis im Terai: Ist ein neuer Konflikt 
vorgezeichnett?

Im zentralen und östlichen Flachland siegte das re-
gionale Madhesi Jana Adikhar Forum, das sich 2007 an 
die Spitze der madhesi-Bewegung gesetzt hatte. Das 
Forum festigte seine Position als stärkste politische 
Kraft im an Indien grenzenden Terai, in dem etwa 
die Hälfte der nepalesischen Bevölkerung beheima-
tet ist. Die CPN-M konnte jedoch auch hier die Stim-
men der Landlosen, der Kastenlosen und der ins 
Terai eingewanderten Bergbevölkerung erringen.

Die madhesi-Bewegung streitet für politische An-
erkennung und Repräsentation dieser indischstäm-
migen Bevölkerungsgruppe. 40 Prozent von ihnen 
hatten auf Grund des exklusiven Staatsbürgerrech-
ts der Verfassung von 1990 keine Staatsbürgerschaft 
und waren ergo ohne Wahlrecht. Traditionell sind 
madhesi innerhalb der nationalen Regierung und 
Bürokratie nur schwach repräsentiert, im Terai 
üben sie über informelle Strukturen jedoch großen 
Einfluss aus. Die Elite der madhesi rekrutiert sich 
aus den landbesitzenden Kasten der Tharu und 
der Yadav. Im westlichen Terai haben die Tharu ein 
Patronagesystem etabliert, im östlichen Terai unter-
halten die Yadav entsprechende Netzwerke. Beiden 
Gruppen beziehen ihre Macht aus der feudalen 
Patronagebeziehung mit den landlosen dalit. Trotz 
der offiziellen Abschaffung der Schuldknechtschaft 
(kamaiya) im Jahr 2000 sind durch diese noch immer 
viele kastenlose Landarbeiter an die herrschende 
Kaste gebunden. Aus dieser Beziehung rührt die in-
formelle Macht der Landbesitzer in den Dörfern des 
Terai, die sich durch die Mobilisierung der unteren 
Kasten in politischen Einfluss umsetzen lässt. Die 
von den Führern des Madhesi Jana Adhikar Forum ge-
forderte adäquate Repräsentation ist unter diesem 
Gesichtspunkt vor allem als Mittel zur Sicherung 
des politischen Einflusses einer Elite zu sehen.

Die parteinahen militanten Organisationen, Ma-
dhesi Tigers und Democratic Terai Liberation Front, 
bieten vor allem denjenigen Chancen, die nicht 
über soziale und ökonomische Entwicklungsmög-
lichkeiten verfügen. Am 19. Januar 2007 eskalierte 
im Terai der anhaltende Konflikt zwischen bewaff-
neten Gruppen der Madhesi Tigers und der Young 
Communist League. Die unbewältigten sozialen Ur-
sachen des Konfliktes in Verbindung mit den zu er-
wartenden Machtkämpfen um politischen Einfluss 
mit den anderen Parteien, allen voran der CPN-M, 
bedrohen den Frieden ernsthaft.

3.	 Tiefgreifende	Veränderungen:	Von	der	
Monarchie	zur	Republik

Das Wahlergebnis bringt für Nepal eine Reihe tief-
greifender politischer Veränderungen, allen voran 
die Abschaffung der Monarchie. König Gyanendra 
Bir Bikram Shah hatte bei seiner Machtübernahme 
im Februar 2005 mit hohem Einsatz gespielt. Mit 
dem Wahlsieg der Maoisten hat er nun endgültig 
alles verloren. Die Hoffnungen, bei einem anderen 
Wahlausgang zumindest als zeremonieller Mon-
arch im Amt bleiben zu können, sind zerschlagen. 
Sein Aufstieg führte ihn – wenn auch nur kurz – zur 
absoluten Macht in Nepal und begann im Juni 2001 
mit der Ermordung eines Teils der königlichen Fa-
milie durch den Kronprinzen Dipendra. Die Blut-
tat wurde bis heute nicht aufgeklärt. Erst der Tod 
Dipendras, der sich im Anschluss an die Tat selbst 
richtete, ermöglichte es Gyanendra, dem Bruder 
von König Birendra, den Thron zu besteigen.

In seiner Regierungszeit oszillierte Gyanendras 
Politik zwischen öffentlichen Bekenntnissen zur 
Demokratie und drastischen Einschränkungen der 
Menschen- und Bürgerrechte im Zusammenhang 
mit seiner Machtübernahme. In jedem Fall aber 
machte er sein bei der Thronbesteigung 2001 gege-
benes Versprechen wahr, kein stiller Monarch wie 
König Birendra zu sein, der 1990 in die konstitu-
tionelle Monarchie eingewilligt hatte. Sein Wille 
zur Macht hat ihn diese Macht am Ende gekostet. 
15 Tage Zeit gewährte ihm das Parlament, um ge-
meinsam mit der königlichen Familie den Nara-
yanithi-Palast in Nepals Hauptstadt Katmandu 
offiziell zu verlassen. Der Palast wird ein Museum 
werden und Nepals König, der als irdische Inkar-
nation des Gottes Vishnu gilt, wird in Zukunft ein 
bürgerliches Dasein fristen und Steuern zahlen.

Aller Voraussicht nach wird an der Spitze des 
neuen Regierungskabinetts mit Pushpa Kamal Da-
hal, alias Genosse Prachanda und Militärchef a. D. 
der Maoisten, der erbittertste Gegner des alten Re-
gimes stehen. Künftig wird Prachanda mit einem 
Teil jener Parteien regieren müssen, die er bis 2006 
aufs schärfste bekämpft hatte. Sollte es ihm gelin-
gen, sich mit den Stimmen des NC und der CPN-
UML zum Premierminister wählen zu lassen, wür-
de damit nach langer Zeit die Dominanz jener bür-
gerlichen Parteien (NC, RPP) gebrochen, die Nepals 
politisches Profil über viele Jahrzehnte geprägt ha-
ben. Ursprünglich war Prachanda, der als Oberster 
Kommandant zehn Jahre den Antiregimekrieg der 
Maoisten gegen das politische und soziale System 
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Nepals angeführt hatte, stärkster Aspirant für das 
Präsidentenamt. Doch die von den Maoisten favori-
sierte Lösung eines Präsidialsystems nach US-ame-
rikanischem Vorbild war nicht mehrheitsfähig.

CPN-UML und NC stimmten mit der CPN-M 
nicht darin überein, dass nur ein Präsident, der 
zugleich Staatsoberhaupt und Exekutivorgan ist, 
garantieren kann, den Monarchen dauerhaft von 
der politischen Macht fernzuhalten. Stattdessen 
mussten sich die Maoisten dem Druck der beiden 
anderen großen Parteien beugen und stimmten 
einem parlamentarischen System mit einem starken 
Premierminister zu. Folgerichtig wird Prachanda 
zukünftig den Posten des Regierungschefs beklei-
den. Das Amt des Präsidenten wird das Parlament 
voraussichtlich einmal mehr dem altgedienten NC-
Politiker Girija Prasad Koirala antragen. Es wäre die 
fünfte Amtszeit für einen 86-Jährigen, der seit mehr 
als 60 Jahren politisch aktiv ist. Koirala entstammt 
einer Familie, deren politischer Einfluss in Nepal mit 
dem des indischen Nehru-Clans in Indien oder dem 
der Bhuttos in Pakistan verglichen werden muss.

3.1. Vom Krieg zum Frieden

Die erfolgreiche Durchführung der Wahlen, die 
nun folgende Bildung des Regierungskabinetts 
und die Ausarbeitung einer neuen Verfassung für 
den Himalajastaat sind für Nepal erste wichtige 
Schritte aus chronischer Unterentwicklung und 
politischer Instabilität. Doch nur wenn es gelingt, 
die Fehler der Vergangenheit nicht zu wiederholen 
und die Entwicklung der benachteiligten Regionen 
und ihrer Bevölkerung voranzutreiben, hat Nepal 
die Chance für dauerhaften Frieden.

Der gescheiterte Umbau des politischen Systems 
nach 1990 war ursächlich für die Entwicklung des 
bewaffneten Konfliktes. Die seit dem Systemwech-
sel eingeleiteten Entwicklungsmaßnahmen genüg-
ten nicht, um die sozioökonomischen Quellen des 
Konfliktes auszutrocknen. Der Grad menschlicher 
Entwicklung stagnierte trotz leicht ansteigenden 
Wirtschaftswachstums auf niedrigem Niveau. Ein 
Großteil der Bevölkerung blieb in Machtlosigkeit, 
Diskriminierung und Isolation gefangen. Während 
auf dem Land feudale Strukturen unbeschadet über-
dauern konnten, spannen die bürgerlichen Parteien 
in den Städten ein klientelistisches Netzwerk, das 
vor allem die Interessen der urbanen oberen Kasten 
(bahun und chhetri) bediente. Feudalismus und Kor-
ruption bildeten einen idealen Nährboden, auf dem 

die sozialrevolutionäre Kampagne der CPN-M ge-
dieh. Weder gelang es, die soziale Unterdrückung 
der unteren Kasten und der janajāti zu überwinden, 
noch konnte die historisch verwurzelte Isolation ent-
legener Regionen in politischer und ökonomischer 
Hinsicht überwunden werden. Die jahrhunderte-
lange Isolation blockierte besonders die Entwick-
lung der in diesen Regionen beheimateten janajāti. 
Der nepalesische Staat hatte die Regionen des äuße-
ren und mittleren Westens faktisch nie vollständig 
durchdrungen und zog sich im Verlauf des Kon-
fliktes immer weiter daraus zurück. Die gesamte 
Bevölkerung dieser Regionen blieb somit von der 
Hauptader des aus Katmandu gelenkten Entwick-
lungsflusses abgeschnitten – unabhängig von Kaste, 
Ethnie, Religionszugehörigkeit oder Geschlecht.

3.2. Erfolg der Seven Party Alliance

Die sozialrevolutionäre Kampagne der Maoisten 
stürzte Nepal in eine tiefe Krise. Alle seit 1990 in 
rascher Folge wechselnden Regierungen versagten 
bei der Lösung des bewaffneten Konfliktes und der 
Beseitigung seiner Ursachen. Dieses Scheitern der 
politischen Parteien nahm König Gyanendra 2002 
zum Anlass, das Parlament aufzulösen und sich 
mit Hilfe der Royal Nepal Army im Februar 2005 
schließlich selbst an die Macht zu putschen. Er re-
gierte Nepal mit Hilfe von Notverordnungen und 
sicherte seine Machtausübung durch die Ausset-
zung von Freiheits- und Bürgerrechten sowie den 
radikalen Einsatz der Armee ab.

Einem Bündnis aus bürgerlichen Parteien, der 
Seven Party Alliance und der CPN-M gelang es im 
April 2006, den Monarchen zum Rücktritt von den 
Regierungsgeschäften zu zwingen. Wochenlange 
Proteste und blutige Auseinandersetzungen zwi-
schen der Armee und den Demonstranten waren 
diesem in der Geschichte Nepals beispiellosen Er-
eignis vorausgegangen. Im November 2006 schlos-
sen die Maoisten einen Friedensvertrag mit der 
Regierung, in dem u. a. die Einlagerung ihrer Waf-
fen unter UN-Aufsicht, die Einsetzung einer Über-
gangsregierung mit Beteiligung der CPN-M sowie 
die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen 
zu einer verfassunggebenden Versammlung ver-
einbart wurden. Darüber hinaus wurde vereinbart, 
eine Wahrheits- und eine Versöhnungskommission 
zu bilden, um den Vertrauensverlust aus zehn Jah-
ren Volkskrieg und der Phase königlicher Militär-
herrschaft aufzuarbeiten.
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3.3. Schwere Aufgaben für die neue Regierung

Die Weiterführung und Überwachung der Um-
setzung aller 2006 im Friedensvertrag getroffenen 
Vereinbarungen gehören zu den vordringlichsten 
Aufgaben der neuen Regierung. Nur so kann die 
Chance für einen stabilen Friedensprozess gewahrt 
werden, dessen Erfolg eng mit der Durchführung 
grundlegender sozialer und politischer Reformen 
verknüpft sein wird. 13.000 Nepalesen und Nepa-
lesinnen haben im zehnjährigen jana yuddha (Volks-
krieg) der Maoisten gegen das Regime ihr Leben 
verloren, ein Teil von ihnen auf Seiten der Regierung 
als Soldaten oder Mitglieder der Sicherheitskräfte, 
andere als Kämpfer der Volksbefreiungsarmee der 
CPN-M. Bei einer großen Zahl der Kriegstoten han-
delte es sich aber um Zivilisten, die vor allem in 
den entlegenen Regionen Nepals, in denen Armee 
und Rebellen um die Vormacht stritten, zwischen 
die Fronten gerieten. Der Konflikt hat tiefe soziale 
Wunden hinterlassen, durch ihn wurde die ohne-
hin schwache Entwicklung Nepals gebremst.

Zum Katalog zwingend erforderlicher friedens-
schaffender Maßnahmen zählt die Resozialisierung 
von Kämpfern der ehemaligen Volksbefreiungsar-
mee der Maoisten ebenso wie die Entmilitarisierung 
der Young Communist League. Zwischen der CPN-M 
und den übrigen Parteien besteht vor allem hin-
sichtlich der Integration ehemaliger Angehöriger 
der maoistischen Volksbefreiungsarmee noch kein 
Konsens. Wenn es darüber hinaus gelingt, ehema-
lige Kämpfer und Opfer miteinander zu versöh-
nen und beiden Alternativen zur Bestreitung ihres 
Lebensunterhalts zu bieten, kann die Gefahr eines 
erneut aufflammenden gewaltsamen Konfliktes ge-
mindert werden. Dort, wo sich jahrhundertealte so-
ziale Konflikte nicht unmittelbar beseitigen lassen,  
müssen friedliche Mittel des Konfliktaustrags an 
die Stelle von Gewalt treten.

Innerhalb von zwei Jahren soll eine neue Ver-
fassung ausgearbeitet werden. Die Anforderungen 
sind nicht gering, denn sie muss eine breite Basis 
für die Beseitigung der Kernprobleme Nepals be-
reitstellen. Prinzipiell muss die ungleiche Vertei-
lung sozialer, politischer und ökonomischer Parti-
zipationschancen überwunden werden. Die föde-
rale Umgestaltung des ineffizienten zentralisierten 
Verwaltungssystems ist eine wichtige Maßnahme, 
um die aus dem Zentralismus resultierenden gro-
ßen Entwicklungsunterschiede zwischen Stadt und 
Land, oder konkreter zwischen dem Katmandu-Tal 
und den übrigen Teilen des Landes, zu bereinigen.

Nepals künftiger Regierung bleibt keine Zeit, 
das Ergebnis des Verfassungskonvents abzuwar-
ten. Wichtige Reformen müssen unmittelbar in 
Angriff genommen werden. Als oberster Kom-
mandeur der CPN-M kämpfte Prachanda gegen 
die bürgerlichen Regierungsparteien. Zumindest 
in einem Punkt bestand zu dieser Zeit Einigkeit 
zwischen den Maoisten und dem König: Beide 
lasten den bürgerlichen Parteien das Scheitern der 
Demokratisierung nach 1990 an. Die Maoisten op-
ponierten gegen die zentralistische Staatsführung, 
die ein großes Entwicklungsgefälle zwischen Stadt 
und Land hervorgebracht hatte, und gegen die ma-
terielle und ideelle Benachteiligung einer großen 
Bevölkerungsschicht durch die im Grunde religiö-
se Staatsverfassung des bis dato einzigen hinduis-
tischen Königreichs der Welt. Die CPN-M drängte 
auf die Abschaffung der feudalen Ordnung im 
ländlichen Nepal und attackierte den Monarchen 
als den obersten Repräsentanten dieses diskrimi-
nierenden Systems. Mit seiner Entmachtung haben 
die Maoisten eines dieser Ziele erreicht. Als stärks-
te Partei der künftigen Regierungskoalition werden 
sie nun allerdings beweisen müssen, dass sie im 
Rahmen einer Regierungskoalition eine gerechtere 
Verteilung zustande bringen und mit Hilfe von Re-
formen eine Entwicklung in Gang setzen, die alle 
Bevölkerungsschichten einschließt. Besonders die 
Gleichstellung von Frauen, deren Anteil bei den 
von der CPN-M gewonnenen Direktmandaten im-
merhin 4:1 beträgt, wird ein Gradmesser für den 
Reformerfolg der Maoisten.

Einen Schritt mit hoher Symbolkraft stellt die 
Ratifizierung der Übergangsverfassung im Januar 
2007 durch das Interimsparlament dar. Die religiöse 
Definition des Staates und damit die Legitimierung 
der Diskriminierung großer Bevölkerungsteile qua 
religiöser Staatsdefinition wurden aufgehoben. Die 
Streichung der religiösen Formel aus der Verfas-
sung war ein wichtiges Signal für nahezu die Hälfte 
aller Nepalesen. Etwa 20 Prozent der Bevölkerung 
sind keine Hindus2 und stehen damit außerhalb der 
hinduistischen Kastenordnung. Der Anteil derjeni-
gen Hindus, die unterhalb des vierstufigen hierar-
chischen Kastensystems stehen und damit zu den 
Unberührbaren (karmajan) gehören, wird in Nepal 
auf ebenfalls etwa 20 Prozent beziffert. Die karma-
jan gehören zur untersten sozialen Schicht mit den 
schlechtesten Lebenschancen. In Politik und Ge-

2 Zensus 2001, in: Government of Nepal, Central Bureau of Stat-
istics, National Planning Commission: Nepal in Figures 2007, 
www.cbs.gov.np.
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sellschaft dominieren traditionell die hohen Kasten 
der bahun und chhetri, den unteren Kasten und den 
kastenlosen indigenen Bevölkerungsgruppen wa-
ren politische und soziale Teilhaberschaft praktisch 
verwehrt.

4.	 Anforderungen	an	die	neue	Regierung

Bereits zu einem frühen Zeitpunkt hatte der ideolo-
gische Führer der CPN-M, Dr. Babu Ram Bhattarai, 
die Abschaffung der Monarchie und die Errichtung 
einer „echten“ Volksdemokratie als Ziele der mao-
istischen Bewegung proklamiert. Nun haben die 
Wähler den Maoisten also den Wahlauftrag erteilt, 
diese Ziele zu verwirklichen, und es sieht danach 
aus, als seien die ehemaligen Rebellen bereit, sich 
dieser Verantwortung zu stellen. Der hohe Wahl-
sieg räumte mit den Befürchtungen einiger Exper-
ten auf, die CPN-M würde im Fall einer Niederlage 
erneut zu den Waffen greifen.

Nachdem es gelang, den Bürgerkrieg zu been-
den und die Revolutionäre in die politische Ver-
antwortung einzubinden, stellt sich die Frage, wie 
die politische Zukunft mit den Maoisten an der Re-
gierung aussehen wird. Um es vorwegzunehmen: 
Die Chancen für einen Umbruch zum Sozialismus 
stehen schlecht. Auch wenn die CPN-M den Mao-
ismus im Namen führt und zu Beginn eine stark 
sozialistische Ideologie ins Feld führte, sind die 
Genossen mittlerweile bereit, ihre sozialreforma-
torischen Ziele einem demokratischen Prozess un-
terzuordnen. 2006 erklärte Dev Gurung, ein Füh-
rungsmitglied des Zentralkomitees der CPN-M, die  
Maoisten seien der Demokratie verpflichtet und 
strebten ein Nepal an, das allen ethnischen und 
nationalen Gruppen eine Heimat bietet, wenn not-
wendig, auch in einem föderalen Rahmen.

Die Maoisten haben an der Spitze der künftigen 
Regierung vielfältige Aufgaben zu bewältigen. Ihr 
Erfolg wird zum großen Teil von ihren sicherheits-
politischen Leistungen abhängen. Die ehemals kö-
nigliche Armee muss vollständig ziviler Kontrolle 
unterstellt sein und vorhandene Konflikte müssen 
unmittelbar friedlich beigelegt werden. Die Ein-
dämmung politischer und privater Gewalt ist dazu 
ebenso notwendig wie die vollständige Demilitari-
sierung bestehender Konflikte.

Der Aufbau eines effektiven Staats- und Ver-
waltungsapparates, der Schutz von Menschen- und 
Minderheitenrechten und die damit verbundene 
Sicherstellung der Rechtsstaatsgarantie stellen ho-

he Anforderungen an Nepals neue Regierung. Die 
Tatsache, dass einem Großteil der Bevölkerung 
schon aus ökonomischen Gründen das Recht auf 
politische und soziale Teilhabe systematisch ver-
wehrt blieb, steht im Falle Nepals in engem Zusam-
menhang mit einer kaum entwickelten bürgerlichen 
Gesellschaft. Die Arbeiterschaft ist nur schwach in 
parteinahen Gewerkschaften organisiert. Die Zer-
splitterung der Parteienlandschaft spiegelt sich in 
ebenso zersplitterten Gewerkschaften wider.

Grundsätzlich stößt eine Gesellschaft, in der so-
zioreligiöse Traditionen einer großen Mehrheit ver-
wehren, selbstbestimmte Entscheidungen für das  
eigene Leben zu treffen, zwangsläufig an ihre Gren-
zen, wenn es darum geht, innerhalb kürzerer Zeit 
genügend beteiligungsfähige Bürger bereitzustel-
len. Die traditionellen Parteien sind dieser gesell-
schaftlichen Aufgabe bislang nicht nachgekommen 
und reproduzieren politische Macht weiterhin über 
undemokratische interne Strukturen. Eine Reform 
der parteiinternen Strukturen ist deshalb ebenso 
zwingend erforderlich.

Nepal hat nach zehn Jahren Bürgerkrieg eine 
Chance für Frieden, doch dazu ist ein tiefgreifen-
der sozialer und politischer Umbau notwendig.
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